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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 435/2011 DER KOMMISSION 

vom 5. Mai 2011 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 951/2007 mit Durchführungsvorschriften für Programme 
der grenzübergreifenden Zusammenarbeit im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 2006 zur 
Festlegung allgemeiner Bestimmungen zur Schaffung eines Eu­
ropäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 11 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Kommission hat die Verordnung (EG) Nr. 951/2007 
der Kommission vom 9. August 2007 mit Durchfüh­
rungsvorschriften für Programme der grenzübergreifen­
den Zusammenarbeit im Rahmen der Verordnung (EG) 
Nr. 1638/2006 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung allgemeiner Bestimmungen zur 
Schaffung eines Europäischen Nachbarschafts- und Part­
nerschaftsinstruments ( 2 ) erlassen. 

(2) Angesichts des verspäteten Beginns der Programme für 
grenzübergreifende Zusammenarbeit im Rahmen des Eu­
ropäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstru­
ments würde eine Verlängerung der Projektdurchfüh­
rungsphase die Einhaltung der Arbeitsprogramme 
und den Abschluss von Projekten von bedeutendem Um­
fang ermöglichen. 

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 951/2007 sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ste­
hen im Einklang mit der Stellungnahme des gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1638/2006 eingesetzten 
Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 43 Absatz 2 Unterabsatz b der Verordnung (EG) Nr. 
951/2007 erhält folgende Fassung: 

„b) die Durchführungsphase der im Rahmen des gemein­
samen operationellen Programms finanzierten Projekte, 
die zum gleichen Zeitpunkt wie die Programmdurchfüh­
rung beginnt und spätestens am 31. Dezember 2015 
endet. Alle im Rahmen des Programms finanzierten Pro­
jektmaßnahmen müssen spätestens zu diesem Zeitpunkt 
abgeschlossen sein.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 436/2011 DER KOMMISSION 

vom 5. Mai 2011 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 zur Anerkennung pflanzengesundheitlich 
besonders gefährdeter Schutzgebiete innerhalb der Gemeinschaft 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 
2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen 
die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse ( 1 ), insbesondere auf Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe h, 

gestützt auf die Ersuchen der Tschechischen Republik, Griechen­
lands, Frankreichs und Italiens, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 der Kommis­
sion ( 2 ) wurden einige Mitgliedstaaten und Teile von Mit­
gliedstaaten als Schutzgebiete im Hinblick auf bestimmte 
Schadorganismen anerkannt. In einigen Fällen wurde die 
Anerkennung befristet erteilt, damit der betroffene Mit­
gliedstaat alle nötigen Informationen zum Nachweis da­
für, dass der fragliche Schadorganismus in dem betreffen­
den Mitgliedstaat oder Gebiet nicht vorkommt, erbringen 
oder die Anstrengungen zur Tilgung des fraglichen 
Schadorganismus abschließen kann. 

(2) Das gesamte Hoheitsgebiet Griechenlands wurde 
bis 31. März 2011 als Schutzgebiet im Hinblick auf 
Dendroctonus micans Kugelan, Gilpinia hercyniae (Hartig), 
Gonipterus scutellatus Gyll., Ips amitinus Eichhof, Ips cembrae 
Heer und Ips duplicatus Sahlberg anerkannt. 

(3) Im Jahr 2010 hat Griechenland gemäß Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe h Unterabsätze 3 und 5 der Richt­
linie 2000/29/EG Untersuchungen durchgeführt und der 
Kommission die Ergebnisse mitgeteilt. Bei einem Besuch 
von Sachverständigen der Kommission in Griechenland 
vom 24. bis 31. Januar 2011 wurde festgestellt, dass der 
Mitgliedstaat weiterhin bedeutende Fortschritte hinsicht­
lich der Organisation und Durchführung solcher Unter­
suchungen sowie hinsichtlich der Meldung der Ergebnisse 
gemacht hat. Dessen ungeachtet muss Griechenland 
nachweisen, dass der erzielte Fortschritt nachhaltig ist. 

(4) Die im Jahr 2010 in Griechenland durchgeführten Unter­
suchungen ergaben nur einen einzigen positiven Befund 
für Ips cembrae Heer und darüber hinaus keinerlei Anzei­
chen für die anderen fünf genannten Schadorganismen. 
Unter Berücksichtigung dieser Ergebnisse und der 

Schlussfolgerungen aus dem Besuch der Kommissions­
sachverständigen in Griechenland sollte das Land für wei­
tere drei Jahre als Schutzgebiet im Hinblick auf diese 
Schadorganismen anerkannt werden, damit es die nötige 
Zeit hat, Informationen zu sammeln und zu übermitteln, 
die das Nichtvorkommen dieser Organismen — aus­
genommen Ips cembrae Heer — in seinem Hoheitsgebiet 
belegen, und damit es im Hinblick auf Ips cembrae Heer 
seine Anstrengungen zu dessen Tilgung abschließen und 
danach die Informationen sammeln und übermitteln 
kann, die belegen, dass der genannte Organismus in sei­
nem Hoheitsgebiet nicht mehr vorkommt. 

(5) Das gesamte griechische Hoheitsgebiet wurde als Schutz­
gebiet im Hinblick auf das Citrus-Tristeza-Virus (europäi­
sche Stämme) anerkannt. Aus dem griechischen Jahres­
bericht 2010 über die amtliche Untersuchung auf diesen 
Schadorganismus geht hervor, dass in der Präfektur Ar­
golida 104 Bäume mit positivem Befund getestet wurden. 
Die Beobachtungen der Kommissionssachverständigen 
bei ihrem Besuch in Griechenland vom 24. 
bis 31. Januar 2011 ergaben, dass das Citrus-Tristeza- 
Virus (europäische Stämme) in dieser Präfektur trotz 
der von den griechischen Behörden ergriffenen — 
unwirksamen — Tilgungsmaßnahmen seit mindestens 
drei Jahren vorkommt. Somit ist das Citrus-Tristeza-Virus 
(europäische Stämme) in der Präfektur Argolida als ange­
siedelt einzustufen. Diese Präfektur sollte deshalb nicht 
mehr als Schutzgebiet im Hinblick auf diesen Schadorga­
nismus anerkannt werden. 

(6) Das gesamte spanische Hoheitsgebiet wurde als Schutz­
gebiet im Hinblick auf Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et 
al. anerkannt. Spanien hat Informationen vorgelegt, aus 
denen hervorgeht, dass Erwinia amylovora (Burr.) Winsl. et 
al. nunmehr in der Autonomen Gemeinschaft Castilla y 
León angesiedelt ist. Die während zwei aufeinanderfol­
genden Jahren, nämlich 2009 und 2010, ergriffenen 
Maßnahmen zur Tilgung des genannten Schadorganis­
mus haben sich als unwirksam erwiesen. Castilla y 
León sollte deshalb nicht mehr als Schutzgebiet im Hin­
blick auf diesen Schadorganismus anerkannt werden. 

(7) Das gesamte Hoheitsgebiet der Tschechischen Republik, 
bestimmte Regionen Frankreichs (Elsass, Champagne-Ar­
denne und Lothringen) sowie eine Region in Italien (Ba­
silicata) wurden bis zum 31. März 2011 als Schutz­
gebiete im Hinblick auf Grapevine flavescence dorée 
MLO anerkannt. Die seit dieser Anerkennung von der 
Tschechischen Republik, Frankreich und Italien übermit­
telten Informationen belegen, dass der genannte Schad­
organismus in den betreffenden Schutzgebieten nicht 
vorkommt. Daher sollten das gesamte Hoheitsgebiet der 
Tschechischen Republik, die französischen Regionen El­
sass, Champagne-Ardenne und Lothringen sowie die ita­
lienische Region Basilicata weiterhin als Schutzgebiete im 
Hinblick auf diesen Organismus anerkannt werden.
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(8) Italien hat die Anerkennung der Region Sardinien als 
Schutzgebiet im Hinblick auf den Schadorganismus Gra­
pevine flavescence dorée MLO beantragt. Auf der Grund­
lage von Untersuchungen im Zeitraum 2004-2010 hat 
Italien Nachweise darüber erbracht, dass der genannte 
Schadorganismus in der Region Sardinien trotz günstiger 
Lebensbedingungen nicht vorkommt. Es bedarf jedoch 
noch weiterer Untersuchungen, die von Sachverständigen 
unter Aufsicht der Kommission verfolgt werden sollten. 
Deshalb sollte Sardinien nur für die Dauer von drei Jah­
ren als Schutzgebiet im Hinblick auf Grapevine flaves­
cence dorée MLO anerkannt werden. 

(9) Die Verordnung (EG) Nr. 690/2008 ist daher entspre­
chend zu ändern. 

(10) Die derzeitige Anerkennung einiger dieser Schutzgebiete 
endet am 31. März 2011. Deshalb sollte die vorliegende 
Verordnung ab 1. April 2011 gelten, damit eine ununter­
brochene Anerkennung aller Schutzgebiete gewährleistet 
ist. 

(11) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Pflanzenschutz — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 690/2008 wird wie folgt 
geändert: 

1. Unter der Überschrift a werden in den Nummern 4, 5 und 7 
bis 10 in der zweiten Spalte nach dem Wort „Griechenland“ 
die Worte „(bis 31. März 2011)“ ersetzt durch „(bis 31. März 
2014)“. 

2. Unter der Überschrift b werden in Nummer 2 in der zweiten 
Spalte nach dem Wort „Spanien“ die Worte „(ausgenommen 
die Autonome Gemeinschaft Castilla y León)“ eingefügt. 

3. Die Überschrift d wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 werden in der zweiten Spalte nach dem 
Wort „Griechenland“ die Worte „(ausgenommen die Prä­
fektur Argolida)“ eingefügt. 

b) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

„4. Grapevine flavescence dorée 
MLO 

Tschechische Republik, Frankreich (Elsass, Champagne-Ardenne und Lothringen), 
Italien ((Basilicata) und (Sardinien, bis 31. März 2014))“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab 1. April 2011. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 437/2011 DER KOMMISSION 

vom 5. Mai 2011 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 JO 78,3 
MA 36,2 
TN 109,4 
TR 101,5 
ZZ 81,4 

0707 00 05 TR 102,5 
ZZ 102,5 

0709 90 70 MA 78,8 
TR 121,9 
ZZ 100,4 

0709 90 80 EC 27,0 
ZZ 27,0 

0805 10 20 EG 52,7 
IL 60,1 

MA 44,8 
TN 54,0 
TR 70,2 
ZZ 56,4 

0805 50 10 TR 52,3 
ZZ 52,3 

0808 10 80 AR 83,1 
BR 70,4 
CL 83,4 
CN 111,0 
MA 86,7 
NZ 106,3 
US 132,1 
UY 66,3 
ZA 74,9 
ZZ 90,5 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 438/2011 DER KOMMISSION 

vom 5. Mai 2011 

zur Änderung der mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 festgesetzten repräsentativen Preise und 
zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2010/11 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis­
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmungen zur 
Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für den Zuckerhandel 
mit Drittländern ( 2 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 2 Un­
terabsatz 2 zweiter Satz, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die bei der Einfuhr von Weißzucker, Rohzucker und 
bestimmten Sirupen geltenden repräsentativen Preise 
und zusätzlichen Einfuhrzölle für das Wirtschaftsjahr 

2010/11 sind mit der Verordnung (EU) Nr. 867/2010 
der Kommission ( 3 ) festgesetzt worden. Diese Preise und 
Zölle wurden zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 
430/2011 der Kommission ( 4 ) geändert. 

(2) Die der Kommission derzeit vorliegenden Angaben füh­
ren zu einer Änderung der genannten Beträge gemäß den 
in der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 vorgesehenen Re­
geln und Modalitäten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die mit der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 für das Wirtschafts­
jahr 2010/11 festgesetzten repräsentativen Preise und zusätzli­
chen Zölle bei der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 36 der 
Verordnung (EU) Nr. 867/2010 werden geändert und sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 6. Mai 2011 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 5. Mai 2011 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Geänderte Beträge der ab dem 6. Mai 2011 geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle für 
Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des KN-Codes 1702 90 95 

(EUR) 

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg 
Eigengewicht des Erzeugnisses 

Zusätzlicher Zoll je 100 kg Eigengewicht 
des Erzeugnisses 

1701 11 10 ( 1 ) 41,01 0,00 

1701 11 90 ( 1 ) 41,01 2,60 

1701 12 10 ( 1 ) 41,01 0,00 
1701 12 90 ( 1 ) 41,01 2,30 

1701 91 00 ( 2 ) 39,79 5,53 

1701 99 10 ( 2 ) 39,79 2,40 
1701 99 90 ( 2 ) 39,79 2,40 

1702 90 95 ( 3 ) 0,40 0,28 

( 1 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 2 ) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang IV Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
( 3 ) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 2. Mai 2011 

zur Ernennung eines bulgarischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 

(2011/268/EU) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 302, 

auf Vorschlag der bulgarischen Regierung, 

nach Stellungnahme der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 13. September 2010 den Beschluss 
2010/570/EU zur Ernennung der Mitglieder des Europäi­
schen Wirtschafts- und Sozialausschusses für die Zeit 
vom 21. September 2010 bis zum 20. September 
2015 ( 1 ) angenommen. 

(2) Infolge des Ablaufs der Amtszeit von Herrn Jeliazko 
CHRISTOV ist der Sitz eines Mitglieds des Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Herr Ivan KOKALOV, Vice-President of КНСБ (CITUB, Confede­
ration of Independent Trade Unions of Bulgaria), wird für die 
verbleibende Amtszeit, d. h. bis zum 20. September 2015, zum 
Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses 
ernannt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 2. Mai 2011. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
MARTONYI J.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 27. Oktober 2010 

über die staatliche Beihilfe C 14/09 (ex NN 17/09) Ungarns zugunsten der Péti Nitrogénművek Zrt. 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 7274) 

(Nur der ungarische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/269/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV), insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unter- 
absatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

gestützt auf die Entscheidung der Kommission zur Einleitung 
eines Verfahrens nach Artikel 108 Absatz 2 des Vertrags ( 1 ) 
betreffend die staatliche Beihilfe C 14/09 (ex NN 17/09) ( 2 ), 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme nach 
Maßgabe der vorerwähnten Vorschriften und unter Berücksich­
tigung der Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. VERFAHREN 

(1) Ende 2008 erfuhr die Kommission aus der Presse von 
den geplanten Maßnahmen Ungarns zugunsten des Dün­
gemittelherstellers Péti Nitrogénművek Zrt. (im Folgenden 
„Nitrogénművek“). Nach mehrmaligem Informationsaus­
tausch leitete die Kommission am 29. April 2009 ein 
förmliches Prüfverfahren zu den betreffenden Maßnah­
men ein, bei denen es sich nach erster Prüfung durch 
die Kommission um staatliche Beihilfen handelte. 

(2) Ungarn hat seine Stellungnahmen am 3. und 17. August 
2009 betreffend die Entscheidung der Kommission zur 
Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens übermittelt. 

(3) Die Entscheidung zur Einleitung des förmlichen Prüfver­
fahrens wurde am 17. Juli 2009 im Amtsblatt der Euro­
päischen Union veröffentlicht ( 3 ). Die Kommission erhielt 
Stellungnahmen von vier Beteiligten: von Nitrogénmű­
vek, dem Begünstigten der mutmaßlichen Beihilfemaß­
nahmen (18. August 2009), und von zwei weiteren Be­
teiligten, die um Nichtbekanntgabe ihrer Identität baten 
(17. und 18. August 2009), sowie von ZAK S.A. 
(19. August 2009). 

(4) Die Kommission hat diese Stellungnahmen mit Schreiben 
vom 21. September 2009 an Ungarn weitergeleitet. Un­
garn antwortete auf die Stellungnahmen der Beteiligten in 
seinem Schreiben vom 20. Oktober 2009. 

(5) Am 3. November 2009 bat die Kommission die ungari­
schen Behörden um weitere Auskünfte; Ungarn antwor­
tete mit Schreiben vom 4. Dezember 2009. Ein weiterer 
informeller Austausch von Informationen per E-Mail er­
folgte im Juni 2010 zwischen den Kommissionsdienst­
stellen und den ungarischen Behörden. 

II. DER BEGÜNSTIGTE 

(6) Nitrogénművek ist ein Düngemittelhersteller mit dem 
Sitz in Pétfürdő, Komitat Veszprém, Ungarn. Diese Re­
gion gilt als Fördergebiet im Sinne des Artikels 107 Ab­
satz 3 Buchstabe a AEUV. Nitrogénművek ist Ungarns 
größter Düngemittelhersteller und Hauptversorger des 
ungarischen Marktes. 

(7) Der Jahresumsatz von Nitrogénművek lag 2008 bei 
64,8 Mrd. HUF (ungefähr 232 Mio. EUR), davon wurden 
74 % in Ungarn verkauft und 26 % ausgeführt (in erster 
Linie Märkte der Europäischen Union). 2008 beschäftigte 
die Gesellschaft 508 Mitarbeiter. Das gezeichnete Kapital 
der Gesellschaft beträgt 528 Mio. HUF (ungefähr 1,92 
Mio. EUR). 2008 besaß Nitrogénművek insgesamt 11 
Mrd. HUF (ungefähr 40 Mio. EUR) Eigenkapital.
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( 1 ) Mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 sind an die Stelle der 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag die Artikel107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) getreten. Die 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag und die Artikel 107 und 108 AEUV 
sind im Wesentlichen identisch. Im Rahmen dieses Beschlusses sind 
Bezugnahmen auf die Artikel 107 und 108 AEUV als Bezugnahmen 
auf die Artikel 87 und 88 EG-Vertrag zu verstehen, wo dies ange­
bracht ist. 

( 2 ) Entscheidung der Kommission K(2009)3000 endg. vom 29. April 
2009 (ABl. C 165 vom 17.7.2009, S. 12). ( 3 ) Vgl. Fußnote 2.



Tabelle 1 

Die wichtigsten Finanzdaten von Nitrogénművek 

2007 
Mrd. HUF 

2007 
Mio. EUR 

2008 
Mrd. HUF 

2008 
Mio. EUR 

Umsatz 48,211 175 64,836 232 
Betriebsergebnis 2,435 8,9 16,335 59,4 
Nettoergebnis Gewinn/Verlust (-) – 3,303 – 12 7,296 26,5 

Quelle: Die Daten sind dem Jahresbericht 2008 entnommen. 

(8) Am 18. Oktober 2008 stellte Nitrogénművek die Produktion ein. 

III. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME 

(9) Am 18. Dezember 2008 erklärte die ungarische Regierung ( 4 ), dass der Staat, um die Fortsetzung der 
Kunstdüngerherstellung in Ungarn zu gewährleisten und Arbeitsplätze zu erhalten, Nitrogénművek 
durch die Finanzierung der Wiederaufnahme des Betriebs und der Betriebskosten „retten“ werde. 

(10) Am 20. Dezember 2008 stellte Ungarn für die von der staatseigenen Magyar Fejlesztési Bank Zrt. 
(ungarische Entwicklungsbank; im Folgenden „MFB“) bereitgestellten Darlehen zwei getrennte Garan­
tien ( 5 ). Beide Garantien wurden gegen eine im Voraus zu zahlende, einmalige Garantieprämie von 
2 % des besicherten Betrags gewährt. 

(11) Mit Hilfe dieser beiden staatlichen Garantien schlossen MFB und Nitrogénművek am 26. Januar 2009 
zwei Kreditverträge ab: 

a) KREDIT A: Investitionskredit von 52 Mio. EUR, mit 6-jähriger Laufzeit ( 6 ). Der Zinssatz ist 
6-Monats-EURIBOR + 1,7 %. Für die staatliche Garantie muss eine im Voraus zu zahlende, 
einmalige Garantieprämie von 2 % des besicherten Darlehensbetrags gezahlt werden. Sicherheiten 
für die MFB: 100 % staatliche Garantie, zweitrangiges Pfandrecht an den Vermögenswerten des 
Unternehmens (d.h. unmittelbar dem Kredit B nachgeordnet) ( 7 ). Besondere Sicherheiten gegenüber 
dem Staat sind nicht festgelegt worden. Das Kapital muss ab dem 15. Juni 2009 in zwölf sechs­
monatlichen Raten zurückgezahlt werden. Die Zinszahlung ist alle sechs Monate fällig. 

b) KREDIT B: Kredit zur Finanzierung des betrieblichen Umlaufvermögens von 10 Mrd. HUF (un­
gefähr 36 Mio. EUR) mit 4-jähriger Laufzeit. Der Zinssatz ist 3-Monats-BUBOR ( 8 ) + 2,5 %. Der 
Kredit ist durch eine 80 %ige staatliche Garantie gedeckt, wofür eine im Voraus zu zahlende, 
einmalige Garantieprämie von 2 % (des mit 80 %iger Garantie besicherten Betrags) entrichtet 
werden muss. Sicherheiten für die MFB: 80 % staatliche Garantie, erstrangiges Pfandrecht an 
den Vermögenswerten des Unternehmens. Besondere Sicherheiten für den Staat sind nicht fest­
gelegt worden. MFB war im Einklang mit dem Regierungsbeschluss berechtigt, zwei Mitglieder in 
den Vorstand der Nitrogénművek zu berufen. Die Hauptforderung muss am Ende der Laufzeit 
zurückgezahlt werden. Die Zinszahlung ist alle 3 Monate fällig. 

Tabelle 2 

Zusammenfassung der staatlichen Maßnahmen zugunsten von Nitrogénművek 

Ziel Darlehensbetrag Zinsen Garantie 

Im Voraus zu 
zahlende 2 %ige 

Garantieprämie, auf 
Jahresbasis (*) 

Wichtigste 
Sicherheiten für 

die Bank 

Kredit A Investition 52 Mio. EUR EURIBOR 
+ 1,7 % 

100 % 0,41 % Zweitrangiges 
Pfandrecht an 

den Ver­
mögenswerten
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( 4 ) Siehe Erklärung des Regierungssprechers: http://www.kormanyszovivo.hu/news/show/news_1122?lang = hu. 
(Letzte Einsichtnahme: 17. September 2010) 

( 5 ) Regierungsbeschluss Nr. 1086/2088. (XII.20.), veröffentlicht im Ungarischen Staatsanzeiger Nr. 84/2008. Dieser 
Regierungsbeschluss ist durch den Regierungsbeschluss Nr. 1007/2009. (I.23.), der am 23. Januar 2009 im Ungari­
schen Staatsanzeiger Nr. 9/2009 veröffentlicht wurde, geringfügig novelliert worden. 

( 6 ) Dieser Investitionskredit war mit der Finanzierung eines zwischen 2003 und 2008 verwirklichten Investitionsprojekts 
verbunden. 

( 7 ) Siehe Erwägungsgrund 38. 
( 8 ) BUBOR ist der Budapester Interbankenzinssatz.

http://www.kormanyszovivo.hu/news/show/news_1122?lang = hu


Ziel Darlehensbetrag Zinsen Garantie 

Im Voraus zu 
zahlende 2 %ige 

Garantieprämie, auf 
Jahresbasis (*) 

Wichtigste 
Sicherheiten für 

die Bank 

Kredit B Finanzierung 
des Umlauf­
vermögens 

10 Mrd. HUF BUBOR 
+ 2,5 % 

80 % 0,46 % Erstrangiges 
Pfandrecht an 

den Ver­
mögenswerten 

(*) Berechnungen der ungarischen Behörden, unter Berücksichtigung der Laufzeit und der differenzierten EUR- bzw. HUF-Ab­
zinsungssätze. Im Falle des Kredits B ist die auf Jahresbasis umgerechnete Garantieprämie ebenfalls auf die 100 % des 
Darlehensbetrags angepasst worden (die auf das Jahr umgerechnete Garantieprämie für 80 % der Darlehenssumme würde 
0,58 % betragen). 

(12) Nitrogénművek nahm den Betrieb am 26. Februar wieder 
auf. 

IV. GRÜNDE FÜR DIE EINLEITUNG DES FÖRMLICHEN 
PRÜFVERFAHRENS 

(13) Die Kommission stellte in ihrer Entscheidung zur Einlei­
tung des Prüfverfahrens vom 29. April 2009 die Frage, 
ob Nitrogénművek als Unternehmen in Schwierigkeiten 
im Sinne der Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche 
Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung von Unter­
nehmen in Schwierigkeiten ( 9 ) (im Folgenden „Rettungs- 
und Umstrukturierungsleitlinien“) betrachtet werden 
könne, und wenn ja, ob das Unternehmen auf dem Fi­
nanzmarkt zu denselben Bedingungen wie jenen, die ihm 
die ungarischen Behörden eingeräumt haben, Kapital 
hätte aufnehmen können. Die Kommission vertritt die 
vorläufige Auffassung, dass die unten genannten Maßnah­
men zugunsten von Nitrogénművek eine mit dem Bin­
nenmarkt unvereinbare staatliche Beihilfe darstellen, da es 
den Anschein hat, dass diese unter dem marktüblichen 
Zinssatz gewährt wurden: 

a) Die 100 %ige staatliche Garantie für den Investitions­
kredit von 52 Mio. EUR. 

b) Der Investitionskredit von 52 Mio. EUR selbst, sofern 
es sich hierbei um einen bestehenden Kredit handelt, 
der vor der Stellung der staatlichen Garantie gewährt 
wurde (aus den bei Einleitung des Verfahrens verfüg­
baren Informationen geht nicht eindeutig hervor, ob 
es sich bei dem Investitionskredit um einen bestehen­
den oder einen neuen Kredit handelt.) 

c) Die 80 %ige staatliche Garantien für den Kredit von 
10 Mrd. HUF zur Finanzierung des betrieblichen Um­
laufvermögens. 

d) Der 20 %ige nicht besicherte Teil des Kredits zur Fi­
nanzierung des betrieblichen Umlaufvermögens. 

(14) Die Kommission vertritt des Weiteren die Auffassung, 
dass die 100 % staatlichen Garantien zur Deckung des 
Investitionskredits eine staatliche Beihilfe zugunsten der 
MFB darstellen können, sofern diese einen vorhandenen 
Kredit decken. 

V. STELLUNGNAHME UNGARNS 

(15) Im Allgemeinen argumentiert Ungarn damit, dass die 
Maßnahmen keine staatliche Beihilfe darstellen, da sie 
marktkonform waren und somit dem Begünstigten 

keinen Vorteil verschafften. Ungarn bestreitet nicht die 
Erfüllung der übrigen kumulativen Tatbestandsmerkmale 
der staatlichen Beihilfe, d. h. staatliche Mittel, Selektivität, 
Verfälschung des Wettbewerbs und Beeinträchtigung des 
Handels. 

(16) Insbesondere streitet Ungarn ab, dass Nitrogénművek als 
Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der Rettungs- 
und Umstrukturierungsleitlinien zu betrachten sei. Un­
garn behauptet, das Unternehmen sei gewinnbringend 
gewesen und habe 2008 über stabile Geschäftsperspekti­
ven verfügt. Den Ausführungen Ungarns zufolge konnte 
die Kreditfähigkeit des Unternehmens zum Zeitpunkt der 
Gewährung der Maßnahmen als „zufriedenstellend“ ange­
sehen werden, was der Ratingkategorie „BB“ in der Mit­
teilung der Kommission über die Änderung der Methode 
zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungssätze ( 10 ) 
(im Folgenden „Mitteilung über die Referenzsätze“) ent­
spricht. 

(17) In Hinblick auf die Produktionseinstellung des Unterneh­
mens im Herbst 2008 erklärte Ungarn, dass die Kunst­
düngerindustrie im Allgemeinen durch eine ausgeprägte 
Saisonalität gekennzeichnet sei. Überdies sei die Nach­
frage infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise zurück­
gegangen. Das Unternehmen habe sich aufgrund der ho­
hen Erdgaspreise (die einen wesentlichen Kostenfaktor 
der Kunstdüngerherstellung darstellen und deren Senkung 
nicht zu erwarten war) und der beträchtlichen Lager­
bestände für die Produktionseinstellung entschieden. 
Des Weiteren wies Ungarn darauf hin, dass ein solcher 
Produktionsstopp auf dem europäischen Markt nicht sel­
ten sei; in dem betreffenden Zeitraum sei in mehreren 
Betrieben die Produktion eingestellt oder gedrosselt wor­
den. 

(18) Im Hinblick auf die gezahlten Zinsen und die Garantie­
prämien hält Ungarn daran fest, dass diese marktkonform 
seien: 1.) Im Falle des Kredits B seien diese nach der 
Mitteilung über die Referenzsätze nicht als Beihilfe anzu­
sehen. 2.) Im Falle des Kredits A sei der Zinssatz zwar 
niedriger, so dass er nach der Mitteilung über die Refe­
renzsätze nicht als marktkonform gelte, er könne aber 
aufgrund der hohen Besicherung dennoch als marktkon­
form betrachtet werden. Des Weiteren bringt Ungarn vor, 
dass im 1. Halbjahr 2008 mehrere Darlehens- und Kre­
ditlinienverträge zwischen dem Unternehmen und Ge­
schäftsbanken zu ähnlichen Bedingungen zustande ge­
kommen seien, die zeigten, dass die Kosten und die Be­
dingungen für die Kredite A und B dem Unternehmen 
keinen Vorteil im Vergleich zu einer Finanzierung auf 
dem Kapitalmarkt verschafft hätten.
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VI. STELLUNGNAHME DER BETEILIGTEN 

(19) Die Kommission erhielt von drei Wettbewerbern Stel­
lungnahmen zu der Entscheidung zur Einleitung des Prüf­
verfahrens ( 11 ). Alle drei Beteiligten befürworteten das 
Prüfverfahren der Kommission und machten geltend, 
die Kredite würden staatliche Beihilfen darstellen. 

(20) Der Begünstigte nahm ebenfalls Stellung und er bestritt, 
dass die Maßnahmen eine rechtswidrig gewährte staatli­
che Beihilfe darstellen würden. Es gab erhebliche Über­
schneidungen mit der Stellungnahme Ungarns. 

VII. STELLUNGNAHME UNGARNS ZU DEN STELLUNG­
NAHMEN DER BETEILIGTEN 

(21) In seiner Erwiderung auf die Stellungnahmen der Betei­
ligten weist Ungarn deren Darlegungen zurück und wie­
derholt seinen Standpunkt, dass Nitrogénművek keine 
staatliche Beihilfe erhalten hätte. 

VIII. VORLIEGEN EINER BEIHILFE NACH ARTIKEL 107 
ABSATZ 1 AEUV 

(22) Um feststellen zu können, ob eine betreffende Maß­
nahme als eine staatliche Beihilfe zu betrachten ist, 
muss die Kommission prüfen, ob die umstrittene Maß­
nahme die Voraussetzungen des Artikels 107 Absatz 1 
AEUV erfüllt. Dort heißt es: „Soweit in diesem Vertrag 
nicht etwas anderes bestimmt ist, sind staatliche oder aus 
staatlichen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, 
die durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen 
oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen 
oder zu verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unver­
einbar, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen.“ 

(23) Auf dieser Grundlage prüft die Kommission nachstehend, 
ob die zugunsten von Nitrogénművek ergriffenen streiti­
gen Maßnahmen staatliche Beihilfen darstellen. 

VIII.1. Die von MFB gewährten Darlehen sind dem 
Staat zuzurechnen 

(24) Die Vorschriften über die Arbeitsweise der MFB haben 
sich seit der Gewährung der Maßnahmen geändert. Diese 
beihilfenrechtliche Prüfung bezieht sich auf die Rechts­
lage zum Zeitpunkt des Abschlusses der in Rede stehen­
den Darlehensverträge. 

(25) Die MFB ist ein staatseigenes, auf bestimmte Geschäfts­
felder ausgerichtetes Finanzinstitut, das zum Zeitpunkt 
der Gewährung der Maßnahme über eine eigene Rechts­
grundlage verfügte (im Folgenden „MFB-Gesetz“) ( 12 ). Da­
nach verfolgt die Bank bestimmte Zielsetzungen von öf­
fentlichem Interesse, ihre Kernaufgaben bestehen in der 

Förderung der Wirtschaftsentwicklung und einem wirk­
samen Beitrag zur Durchsetzung der Wirtschafts- und 
Entwicklungspolitik der Regierung. Ein Teil der aufsichts­
rechtlichen Vorschriften für Geschäftsbanken können auf 
die MFB nicht angewendet werden, da für sie die beson­
deren aufsichtsrechtlichen Bestimmungen des MFB-Geset­
zes gelten. 

(26) Das gezeichnete Kapital der MFB von 60 Mrd. HUF ist zu 
100 % Eigentum des ungarischen Staates, ihre Aktien 
dürfen laut MFB-Gesetz nicht gehandelt werden. Einen 
Teil der Verbindlichkeiten der MFB deckt der Staatshaus­
halt; im Haushaltsgesetz sind die Höchstbeträge für die 
Kredite und Garantien der MFB festgelegt. Überdies flie­
ßen alle ausgeschütteten Dividenden in den Staatshaus­
halt. Schlussfolgernd stellt die Kommission fest, dass die 
von der MFB gewährten Maßnahmen staatliche Mittel 
beinhalten. 

(27) Die Eigentumsrechte des Staates an der MFB übt der 
zuständige Ressortminister aus. Die MFB erstattet dem 
zuständigen Minister jährlich Bericht über ihre Tätigkeit; 
der Wirtschaftsprüfer wird ebenfalls von dem zuständi­
gen Minister benannt. Auch die Mitglieder und die Vor­
sitzenden des Vorstands bzw. Aufsichtsrates sowie der 
Chief Executive Officer werden von dem zuständigen 
Minister ernannt und abberufen. 

(28) Obgleich die staatliche Kontrolle über ein Finanzinstitut 
nicht automatisch bedeutet, dass jede Handlung des In­
stituts dem Staat zurechenbar ist ( 13 ), sind nach Feststel­
lung des Gerichtshofs im vorliegenden Fall die einschlä­
gigen Voraussetzungen erfüllt ( 14 ), so dass das Gebaren 
von MFB dem Staat zuzurechnen ist. Die MFB verfolgt 
Zielsetzungen von öffentlichem Interesse, ihre Rechtsstel­
lung ist in einer gesonderten Rechtsnorm festgelegt, sie 
ist teilweise befreit von den Finanzaufsichtsvorschriften 
und ihr Management unterliegt der strengen Aufsicht 
der Behörden. Insbesondere die Umstände des Beschlus­
ses über die Maßnahmen (d. h. der Regierungsbeschluss, 
der die Garantien für die Kreditgewährung von MFB aus­
drücklich festlegt und verfügt, dass MFB dafür zwei Mit­
glieder in den Vorstand von Nitrogénművek berufen 
kann, sowie die vorausgegangene Erklärung des Regie­
rungssprechers, in der er bekanntgab, dass man die Maß­
nahmen ergreifen werde) zeigen, dass die ungarischen 
Behörden an der Gewährung der Maßnahmen beteiligt 
waren. 

(29) Aufgrund der obigen Ausführungen stellt die Kommis­
sion fest, dass das Gebaren der MFB dem Staat zuzurech­
nen ist. 

VIII.2. Die Maßnahmen sind als direkte staatliche 
Darlehen zu bewerten 

(30) Nachdem die Darlehen selbst unmittelbar dem Staat zu­
zurechnen sind, erhöhen die zusätzlichen staatlichen Ga­
rantien nicht die Finanzlast des Staates oder den Vorteil 
für Nitrogénművek. Daher erscheint es zweckmäßig, die
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( 11 ) Siehe Erwägungsgrund 3. 
( 12 ) Gesetz Nr. XX von 2001 über die Magyar Fejlesztési Bank Részvén­

ytársaság (ungarische Entwicklungsbank). Das MFB-Gesetz ist durch 
das Gesetz Nr. LII von 2010 geändert worden. 

( 13 ) Urteil in der Rechtssache C-345/02 Pearle BV. 
( 14 ) Urteil in der Rechtssache C-482/99 Frankreich/Kommission, Randnrn. 

52–57.



Darlehen und die Garantien als zwei Maßnahmen zu 
behandeln, die als unmittelbar vom Staat gewährte Dar­
lehen zu bewerten sind (deren Kosten für Nitrogénművek 
die Darlehenszinsen sowie die Garantieprämien darstel­
len). 

(31) Folglich wird die Würdigung der staatlichen Beihilfe auf­
grund der Mitteilung über die Referenzsätze durch­
geführt, die für Darlehen anzuwenden ist. 

VIII.3. Vorteil: Marktkonformität der Maßnahmen 

VIII.3.1. Finanzlage des Unternehmens zum Zeitpunkt der 
Gewährung der Maßnahmen 

(32) Ungarn behauptet, dass Nitrogénművek zum Zeitpunkt 
der Gewährung der Maßnahmen nicht als Unternehmen 
in Schwierigkeiten im Sinne der Rettungs- und Umstruk­
turierungsleitlinien eingestuft werden könne. Was die 
Einstellung der Produktion des Unternehmens im Okto­
ber 2008 betrifft, so behaupteten die ungarischen Behör­
den, dass dies eine strategische und saisonale Entschei­
dung gewesen sei und dass im Herbst 2008 auch viele 
andere Marktteilnehmer ihre Produktion eingestellt hät­
ten. Ungarn macht geltend, dass die Bonität von Nitro­
génművek zu dem betreffenden Zeitpunkt zu Recht mit 
BB eingestuft worden sei. 

(33) Die Kommission stellt fest, dass das Unternehmen trotz 
der offensichtlichen Liquiditätsprobleme und obwohl, wie 
den von Ungarn vorgelegten Beweisen zu entnehmen ist, 
das Eigenkapital des Unternehmens das gezeichnete Ka­
pital überschritt, es die Voraussetzungen für ein Gesamt­
insolvenzverfahren nach ungarischem Recht nicht er­
füllte; zudem waren sein Betriebsergebnis und sein Netto­
ergebnis im Gesamtjahr 2008 positiv. Somit scheinen die 
in den Randnummern 9 bis 11 der Rettungs- und Um­
strukturierungsleitlinien genannten Voraussetzungen 
nicht erfüllt zu sein. 

(34) Aus der Untersuchung und insbesondere dem Jahres­
bericht 2008 des Unternehmens geht jedoch hervor, 
dass Nitrogénművek die staatlichen Mittel zur Wiederauf­
nahme des Betriebs benötigte. Im Jahresbericht 2008 
heißt es: „Im zweiten Halbjahr [2008] erreichte die glo­
bale Finanz- und Wirtschaftskrise auch unser Unterneh­
men. Unsere Kunden gerieten in finanzielle Schwierigkei­
ten, so dass der Produktabsatz des Unternehmens auf ein 
Minimum sank. Am 18. Oktober 2008 stellte das Unter­
nehmen seine Produktion aus finanziellen und wirtschaft­
lichen Gründen ein. Im Interesse der Wiederaufnahme 
des Betriebs nahm der Firmeninhaber Verhandlungen 
mit Regierungsvertretern auf. Infolge der Verhandlungen 
… stellte die Regierung im Interesse der Versorgung Un­
garns mit Kunstdünger … staatliche Garantien.“ ( 15 ) Fer­
ner lässt der Jahresbericht auch darauf schließen, dass der 
Kredit zur Finanzierung des betrieblichen Umlaufver­
mögens zur Wiederaufnahme des Betriebs nötig war 
und das Unternehmen einen Teil dieser Summe dafür 
aufwendete, seine am 31. Dezember 2008 fälligen Ver­
bindlichkeiten gegenüber Lieferanten zu begleichen ( 16 ). 

(35) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass ein Unter­
nehmen, das seine Produktion eingestellt hat und nicht in 
der Lage ist, seine Geschäftstätigkeit ohne staatliche Hilfe 
wieder aufzunehmen — ungeachtet der zur Einstellung 
führenden Gründe — nicht als gesund und lebensfähig 
angesehen werden kann. Aus dem Jahresbericht geht ein­
deutig hervor, dass das Unternehmen mit einem erheb­
lichen Liquiditätsmangel zu kämpfen hatte und die staat­
liche Intervention für die Kapitalaufnahme von grund­
legender Bedeutung war. 

(36) Was die Kreditfähigkeit des Unternehmens betrifft, so hat 
die Kommission Zweifel daran, dass die vermeintliche 
Einstufung des Unternehmens in die Ratingkategorie BB 
die tatsächliche Finanzlage von Nitrogénművek zum Zeit­
punkt der Gewährung der Maßnahmen widerspiegelt. Ers­
tens stellt die Kommission fest, dass Ungarn kein Kredit­
rating einer unabhängigen Rating-Agentur oder eines Fi­
nanzinstituts vorgelegt hat. Die vermeintliche Einstufung 
in die Ratingkategorie BB stammt von der MFB, die in 
Bezug auf die in Rede stehenden Maßnahmen als Instru­
ment des Staates handelte (entsprechend der ausdrück­
lichen Entscheidung der Regierung) und nicht als unab­
hängiges Finanzinstitut, das eine fundierte Bewertung an­
strebt. Schon allein deswegen kann der Wert des „Rating“ 
infrage gestellt werden. Zweitens lieferte Ungarn keinerlei 
Informationen über die Methode und die Basiswerte, die 
MFB zur Feststellung der Finanzlage des Unternehmens 
anwandte. Drittens, in Anbetracht der Tatsache, dass Ni­
trogénművek zum Zeitpunkt der Gewährung der Maß­
nahmen ein Unternehmen ohne Produktionstätigkeit 
und mit offensichtlich dringendem Bedarf an Finanzie­
rungsmitteln war, ohne die es seine Produktion nicht 
wieder hätte aufnehmen können (ausführlichere Erläute­
rungen in den Erwägungsgründen 34 und 35), ist es 
unglaubwürdig, dass seine Finanzlage als „zufrieden stel­
lend“ hätte bewertet werden können. Aufgrund der obi­
gen Ausführungen und unabhängig von der früheren 
Leistung des Unternehmens vertritt die Kommission die 
Auffassung, dass in der vorliegenden Sache die vermeint­
liche Einstufung in die Ratingkategorie BB bei der Bewer­
tung dessen, ob die Maßnahmen als eine staatliche Bei­
hilfe im Sinne der Mitteilung über die Referenzsätze gel­
ten, nicht angewandt werden kann. 

(37) Folglich stellt die Kommission fest, dass das Unterneh­
men nicht als ein finanziell solides Unternehmen ange­
sehen werden kann. Aus den verfügbaren Unterlagen 
geht eindeutig hervor, dass es schwerwiegende Liquidi­
tätsprobleme hatte und nicht in der Lage war, den Betrieb 
wieder aufzunehmen (siehe Erwägungsgründe 34 und 
35). Demzufolge handelt es sich um ein Unternehmen 
in schlechter finanzieller Lage, was der untersten Rating­
kategorie (CCC) in der Mitteilung über die Referenzsätze 
entspricht. 

VIII.3.2. Sicherheiten 

(38) Das als Sicherheit angebotene Anlagevermögen umfasst 
Grundstücke, Gebäude und Maschinen mehrerer Produk­
tionsstätten von Nitrogénművek ( 17 ).
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( 15 ) Jahresbericht 2008, S. 3. 
( 16 ) Jahresbericht 2008, S. 51. 

( 17 ) Zu dem Anlagevermögen gehören konkret die folgenden Produkti­
onsstätten: Carbamidproduktion, Ammoniakproduktion, Säurepro­
duktion; Granulier-, Entsäuerungs- und Verpackungsanlagen.



(39) Zum Wert des als Sicherheit verpfändeten Anlagever­
mögens legte Ungarn ein Wertgutachten der Firma 
[…] (*) von Mitte 2008 vor. Diesem Wertgutachten zu­
folge beläuft sich der Marktwert des verpfändeten Anlage­
vermögens auf ungefähr […] Millionen EUR, sein ordent­
licher Liquidationswert auf ungefähr […] Millionen EUR. 
Laut den Berechnungen von MFB betrug der risikoge­
wichtete Liquidationswert des Anlagevermögens ungefähr 
[…] Millionen EUR. 

(40) Da sich der Gesamtbetrag der beiden zu würdigenden 
Darlehen auf 88 Mio. EUR beläuft (d.h. der Wert der 
Sicherheiten macht nach umsichtigster Schätzung [mehr 
als 70] % der Darlehen aus), betrachtet die Kommission 
die Geschäfte als hoch besichert. Auch wenn die Hypo­
thek für den Kredit A an zweiter Rangstelle eingetragen 
ist, können die allfälligen Forderungen aus dem Geschäft 
nach den Forderungen aus dem Kredit B befriedigt wer­
den. 

(41) Der Umstand, dass die Sicherheiten zugunsten der MFB 
nicht unmittelbar zugunsten des Staates gestellt wurden, 
ist nebensächlich. Wenn ein Garant Forderungen aus Ga­
rantien befriedigen muss, werden nach ungarischem 
Recht ( 18 ) sämtliche Rechte in Verbindung mit dem Ba­
sisdarlehen an ihn übertragen. Wenn Nitrogénművek die 
Darlehen nicht zurückzahlt und MFB die Garantie in 
Anspruch nimmt, dann kann der Staat ihre Forderungen 
aus den Besicherungen in Verbindung mit dem Darle­
hensvertrag befriedigen. 

(42) Darüber hinaus war der Staat im Falle des Kredits B 
befugt, zwei Mitglieder in den Vorstand des Unterneh­
mens zu berufen, die in Bezug auf die Dividendenaus­
schüttung, die Begebung weiterer Sicherheiten für Dritte 
und bei Entscheidungen über Kredite über 100 Mio. HUF 
über ein Vetorecht verfügten. 

(43) In Anbetracht dieser Elemente stellt die Kommission fest, 
dass aus der Sicht der Mitteilung über die Referenzsätze 
beide Geschäfte hoch besichert waren. 

VIII.3.3. Vergleichbare Marktzinssätze 

(44) In seinen Sachvorträgen führte Ungarn mehrere angeb­
lich „vergleichbare“ Darlehensverträge zwischen einzelnen 
Geschäftsbanken und Nitrogénművek auf, um nach­
zuweisen, dass die für die staatlichen Maßnahmen zu 
entrichtenden Garantieprämien marktkonform waren. 

(45) Diese Beispiele sind jedoch nicht vergleichbar und für 
diese Würdigung irrelevant. Erstens bezieht sich ein 
Großteil der Beispiele auf niedrigere Beträge und 

Kontokorrentkreditrahmen ( 19 ). Zweitens sind die Zins­
sätze der Banken höher als die der in Rede stehenden 
Darlehen ( 20 ). Zudem wurden alle Darlehen vor der Wirt­
schaftskrise, vornehmlich im ersten Halbjahr 2008, ge­
währt, was ein entscheidender Aspekt ist. Die Geschäfts­
bedingungen dieses Zeitraums können mit dem Zeitraum 
von Dezember 2008 bis Januar 2009, als die Finanzkrise 
ihren Gipfelpunkt erreichte, nicht verglichen werden. 

VIII.3.4. Einschlägige Zinssätze nach der Mitteilung über die 
Referenzsätze 

(46) Um feststellen zu können, ob und in welchem Umfang 
ein Darlehen eine staatliche Beihilfe beinhaltet, verwendet 
die Kommission anstelle des Marktzinses die Referenz- 
und Abzinsungssätze in ihrer Mitteilung über die Refe­
renzsätze. Nach dieser Mitteilung müssen in Abhängig­
keit vom Rating und der Besicherung für den Basiszins­
satz unterschiedliche Margen verwendet werden. 

(47) Was den für die beihilferechtliche Prüfung maßgeblichen 
Zeitpunkt betrifft, so muss in Hinblick darauf, dass der 
abschließende und für die Partner verbindliche „bewil­
ligende“ Rechtsakt (d. h. der Abschluss der Darlehensver­
träge) am 26. Januar 2009 erfolgte, der an diesem Tag 
geltende Referenzsatz (Basissatz zuzüglich Zuschlag) mit 
der entsprechenden tatsächlichen Vergütung für das staat­
liche Finanzierungspaket verglichen werden. 

(48) Zu der anzuwendenden Marge stellt die Kommission aus 
den weiter oben dargelegten Erwägungen fest, dass Nitro­
génművek in die unterste Ratingkategorie der Referenz­
satztabelle fällt und die Geschäfte hoch besichert waren. 
Folglich ist der einschlägige Basissatz zuzüglich 400 Ba­
sispunkten als Referenzmarktzinssatz zu betrachten. 

(49) Der Gesamtbetrag der tatsächlichen Finanzierungskosten 
des Kredits A (in Euro) betrug am 26. Januar 2009 
4,362 % ( 21 ). An diesem Tag lag der entsprechende ein­
schlägige Referenzsatz bei 8,99 % ( 22 ). Der Gesamtbetrag 
der Finanzierungskosten des Kredits A ist also niedriger 
als der Referenzzinssatz, folglich verschafft die Maß­
nahme dem Unternehmen einen Vorteil.
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(*) Daten, die als Geschäftsgeheimnisse gelten, werden im Folgenen mit 
[…] gekennzeichnet. 

( 18 ) Die allgemeinen Bürgschaftsbestimmungen sind im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (§§ 272-276 Gesetz Nr. IV von 1959) enthalten. 

( 19 ) Größenordnung der von vier verschiedenen Geschäftsbanken bereit­
gestellten Kreditrahmen: […] Millionen EUR; […] Millionen EUR, 
[…] Milliarden HUF und […] Milliarden HUF. 

( 20 ) In drei Fällen von den vier Kreditrahmenverträgen, die Ungarn vor­
legte. 

( 21 ) Der Gesamtbetrag der Finanzierungskosten setzt sich aus den von 
der MFB verlangten Zinsen (6-Monats-EURIBOR + 1,7 %) und dem 
Jahresbetrag der Garantieprämie, der ca. 0,41 % ausmacht, zusam­
men. Am 26. Januar 2009 lag der 6-Monats-EURIBOR bei 2,252 %. 
(http://www.euribor-bf.eu/assets/modules/rateisblue/processed_files/ 
hist_EURIBOR_2009.xls). 2,252 % + 0,41 % + 1,7 % = 4,362 %. 

( 22 ) Der Referenzsatz (EUR) betrug an diesem Tag 4,99 %. 4,99 % + 4 % 
= 8,99 %. 
Siehe: http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/ 
reference_rates.html

http://www.euribor-bf.eu/assets/modules/rateisblue/processed_files/hist_EURIBOR_2009.xls
http://www.euribor-bf.eu/assets/modules/rateisblue/processed_files/hist_EURIBOR_2009.xls
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html


(50) Der Gesamtbetrag der tatsächlichen Finanzierungskosten 
des Kredits B (in HUF) beträgt 12,44 % ( 23 ). Im Gegensatz 
dazu lag an dem betreffenden Tag der entsprechende 
Referenzsatz bei 14,01 % ( 24 ). Der Gesamtbetrag der Fi­
nanzierungskosten des Kredits B ist also niedriger als der 
Referenzzinssatz, folglich verschafft die Maßnahme dem 
Unternehmen einen Vorteil. 
VIII.4. Schlussfolgerungen bezüglich des Vorliegens 

der Beihilfe 

(51) Wie oben darlegt, werden die Maßnahmen aus staatlichen 
Mitteln finanziert und sind folglich dem Staat zuzurech­
nen. 

(52) Im Vergleich zu einer Kapitalaufnahme auf dem Finanz­
markt erhielt Nitrogénművek die Finanzierung zu güns­
tigeren Bedingungen. Folglich verschaffen die Maßnah­
men dem Unternehmen einen Vorteil. 

(53) Darüber hinaus handelt es sich um einen selektiven Vor­
teil, weil die Maßnahmen sich auf Nitrogénművek be­
schränken. 

(54) Diese selektiven Maßnahmen verzerren wahrscheinlich 
den Wettbewerb, weil sie dem Unternehmen im Ver­
gleich zu seinen Wettbewerbern einen Vorteil verschaf­
fen; darüber hinaus besteht zwischen den Mitgliedstaaten 
ein reger Handel mit Düngemitteln. 

(55) Deshalb stellen die Kredite A und B staatliche Beihilfen 
im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 AEUV dar. 
IX. MÖGLICHES VORLIEGEN EINER BEIHILFE ZUGUNS­

TEN DER MFB 

(56) In ihrer Entscheidung zur Einleitung eines Verfahrens 
erwähnte die Kommission die Möglichkeit, dass die 
100 %ige Garantie für den Kredit A eine Beihilfe zuguns­
ten der MFB darstellen könne, da einzelne widersprüch­
liche Informationen darauf schließen ließen, dass es sich 
bei dem Investitionskredit um einen bestehenden Kredit 
handele (in diesem Fall könne die spätere Garantie als 
Beihilfe zugunsten der Bank betrachtet werden, da sie 
die Rückzahlungswahrscheinlichkeit erhöhe). Im Laufe 
des Prüfverfahrens stellte sich jedoch heraus, dass es 
sich bei dem Kredit A um einen neuen Kredit handelt, 
der am 26. Januar 2009 gewährt worden war, so dass die 
100 %ige Garantie keine staatliche Beihilfe zugunsten der 
MFB darstellt. 
X. VEREINBARKEIT DER BEIHILFE MIT DEM BINNEN­

MARKT 

X.1. Allgemeines 

(57) In Artikel 107 Absätze 2 und 3 AEUV sind die Ausnah­
men von der allgemeinen Regel der Unvereinbarkeit nach 
Artikel 87 Absatz 1 festgelegt. 

(58) Nachstehend prüft die Kommission die Vereinbarkeit der 
Maßnahmen nach diesen Ausnahmeregelungen. Vorab sei 

darauf hingewiesen, dass Ungarn keine Argumente für 
die Vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt vorgebracht hat. 

X.2. Ausnahmetatbestände nach Artikel 107 
Absatz 2 AEUV 

(59) Die Ausnahmetatbestände nach Artikel 107 Absatz 2 
AEUV kommen in der vorliegenden Sache nicht zur An­
wendung, da die in Rede stehende Maßnahme weder 
sozialer Art an einzelne Verbraucher ist noch zur Besei­
tigung von durch Naturkatastrophen oder sonstige außer­
gewöhnliche Ereignisse entstandene Schäden bzw. für die 
Wirtschaft bestimmter, durch die Teilung Deutschlands 
betroffener Gebiete der Bundesrepublik Deutschland ge­
währt wurde. 

X.3. Ausnahmetatbestände nach Artikel 107 
Absatz 3 AEUV 

(60) Artikel 107 Absatz 3 AEUV enthält weitere Ausnahmen. 
Im Nachfolgenden prüft die Kommission zuerst die Ver­
einbarkeit der Maßnahmen nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstaben a, c und d und anschließend nach 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b. 

(61) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a können Beihilfen 
als mit dem Binnenmarkt vereinbar betrachtet werden, 
wenn sie der „Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung 
von Gebieten, in denen die Lebenshaltung außergewöhn­
lich niedrig ist oder eine erhebliche Unterbeschäftigung 
herrscht“ dienen. Zum Zeitpunkt des Beitritts galt das 
gesamte Staatsgebiet Ungarns als ein solches Gebiet, 
und die meisten Regionen Ungarns kommen weiterhin 
für Beihilfen dieser Art in Betracht ( 25 ). 

(62) Die Vereinbarkeit staatlicher Beihilfen zugunsten von För­
dergebieten ist nach den Leitlinien für staatliche Beihilfen 
mit regionaler Zielsetzung 2007–2013 (im Folgenden 
„Leitlinien für Regionalbeihilfen“) ( 26 ) zu prüfen Die frag­
lichen Maßnahmen stehen nicht im Einklang mit den 
Leitlinien für Regionalbeihilfen. So ist der Investitionskre­
dit für eine Investition gewährt worden, die bereits abge­
schlossen war ( 27 ), so dass er keinen Anreiz zu Investi­
tionen mehr gab und die Anforderungen der Leitlinien 
für Regionalhilfen nicht erfüllt. Was die mögliche Be­
triebsbeihilfe betrifft, so fördert die in Rede stehende 
Maßnahme nicht die Entwicklung einer Tätigkeit oder 
einer Wirtschaftsregion; zudem ist sie weder zeitlich be­
fristet noch degressiv; zudem ist sie nicht auf einen Teil 
der für die Behebung einer wirtschaftlichen Benachtei­
ligung anfallenden Kosten beschränkt ( 28 ).
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( 23 ) Der Gesamtbetrag der Finanzierungskosten setzt sich aus den von 
der MFB verlangten Zinsen (3-Monats-BUBOR + 2,5 %) und dem 
Jahresbetrag der Garantieprämien, der ca. 0,46 % ausmacht, zusam­
men (Berechnungsgrundlage: 100 % des Kredits). Am 26. Januar 
2009 lag der 3-Monats-BUBOR bei 9,48 %(http://www.mnb.hu/ 
Root/Dokumentumtar/ENMNB/Monetaris_politika/mnben_ 
jegybanki_eszkoztar/mnben_egynaposjegybankieszkozok/bubor2. 
xls). 9,48 % + 0,46 % + 2,5 % = 12,44 %. 

( 24 ) Der Referenzsatz (HUF) betrug an diesem Tag 10,01 %. 10,01 % + 
4 % = 14,01 %. 
Siehe: http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/ 
reference_rates.html 

( 25 ) Die Fördergebietskarte Ungarns wurde am 13.9.2006 von der Kom­
mission genehmigt und im ABl. C 256 vom 24. Oktober 2006 
veröffentlicht. Fast das gesamte Gebiet Ungarns wird als eine Region 
nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe a AEUV betrachtet, mit der 
Ausnahme von Budapest und des Komitats Pest, die unter 
Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV fallen. 

( 26 ) ABl. C 54 vom 4.3.2006, S. 13. 
( 27 ) Vgl. Fußnote 6. 
( 28 ) Abschnitt 5 der Leitlinien für Regionalbeihilfen genehmigt Betriebs­

beihilfen unter strengsten Bedingungen. Darüber hinaus stellt die 
Maßnahme eine Ad-hoc-Beihilfe dar. Diesbezüglich heißt es unter 
Randnummer 10 der vorgenannten Leitlinien: „Sollten im Ausnah­
mefall Ad-hoc-Beihilfen an ein einzelnes Unternehmen vergeben 
oder Beihilfen auf einen bestimmten Tätigkeitsbereich beschränkt 
werden, ist es Sache des Mitgliedstaats nachzuweisen, dass das Vor­
haben zu einer kohärenten Regionalentwicklungsstrategie beiträgt 
und gemessen an seiner Art und seinem Umfang keine inakzepta­
blen Wettbewerbsverzerrungen nach sich zieht.“ Ungarn übermit­
telte keine derartigen Informationen.

http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/ENMNB/Monetaris_politika/mnben_jegybanki_eszkoztar/mnben_egynaposjegybankieszkozok/bubor2.xls
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/ENMNB/Monetaris_politika/mnben_jegybanki_eszkoztar/mnben_egynaposjegybankieszkozok/bubor2.xls
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/ENMNB/Monetaris_politika/mnben_jegybanki_eszkoztar/mnben_egynaposjegybankieszkozok/bubor2.xls
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/ENMNB/Monetaris_politika/mnben_jegybanki_eszkoztar/mnben_egynaposjegybankieszkozok/bubor2.xls
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/legislation/reference_rates.html


(63) Die Kommission stellt aufgrund der obigen Ausführun­
gen fest, dass die Beihilfe nicht die Voraussetzungen für 
eine Ausnahmeregelung nach Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe a AEUV erfüllt. 

(64) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe c AEUV können 
Beihilfen zur Förderung der Entwicklung gewisser Wirt­
schaftszweige oder Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Han­
delsbedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem 
gemeinsamen Interesse zuwiderläuft, als mit dem Binnen­
markt vereinbar betrachtet werden. Die Kommission hat 
verschiedene Leitlinien und Mitteilungen zur Anwendung 
dieser Ausnahmeregelung veröffentlicht. 

(65) In Bezug auf die Rettungs- und Umstrukturierungsleit­
linien stellt die Kommission fest, dass die Voraussetzun­
gen für die Vereinbarkeit der Beihilfe (unabhängig davon, 
ob das Unternehmen aufgrund der Leitlinien förderungs­
würdig war) nicht erfüllt sind. Die Maßnahmen können 
nicht als mit dem Binnenmarkt vereinbare Rettungsbei­
hilfen betrachtet werden, da sie über das erforderliche 
Minimum hinausgehen und länger als sechs Monate dau­
ern; ferner haben die ungarischen Behörden nicht nach­
gewiesen, dass die Maßnahmen aus akuten sozialen 
Gründen gerechtfertigt sind und keine unverhältnismäßig 
gravierenden Ausstrahlungseffekte in anderen Mitglied­
staaten haben. Was den Aspekt der Umstrukturierungs­
beihilfe betrifft, so kann die Kommission in Ermangelung 
eines Umstrukturierungsplans nicht beurteilen, ob die 
Beihilfe die langfristige Rentabilität wiederherstellen und 
sich auf ein Minimum beschränken würde und ob sich 
die Wettbewerbsverzerrungen in Grenzen halten würden. 

(66) Deshalb kommt die Kommission zu dem Schluss, dass es 
sich bei den in Rede stehenden Maßnahmen nicht um 
mit dem Binnenmarkt vereinbare Rettungs- oder Um­
strukturierungsbeihilfen handelt. 

(67) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass in Anbe­
tracht der Art und der Merkmale der Zuwendungen keine 
der Ausnahmeregelungen, die in anderen Leitlinien und 
Mitteilungen auf der Grundlage von Artikel 107 Absatz 3 
Buchstabe c AEUV formuliert wurden, für die vorliegende 
Sache anwendbar sind. 

(68) Der Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe d AEUV legt fest, 
dass Beihilfen zur Förderung der Kultur und der Erhal­
tung des kulturellen Erbes, soweit sie die Handels- und 
Wettbewerbsbedingungen in der Union nicht in einem 
Maß beeinträchtigen, das dem gemeinsamen Interesse zu­
widerläuft, als mit dem Binnenmarkt vereinbar angesehen 
werden können. Diese Bestimmung kann für die vorlie­
gende Sache offensichtlich nicht angewandt werden. 

X.4. Prüfung der Vereinbarkeit der Maßnahmen mit 
dem Binnenmarkt nach dem Vorübergehenden 

Gemeinschaftsrahmen 

(69) Nach Artikel 107 Absatz 3 Buchstabe b AEUV können 
„Beihilfen zur Förderung wichtiger Vorhaben von ge­
meinsamem europäischem Interesse oder zur Behebung 
einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines 
Mitgliedstaats“ als mit dem Binnenmarkt vereinbar ange­
sehen werden. 

(70) Die Kommission stellt fest, dass die fragliche Beihilfe 
nicht zur Förderung wichtiger Vorhaben von gemein­
samem europäischem Interesse bestimmt ist. 

(71) Betreffend die Behebung einer beträchtlichen Störung im 
Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats hat die Kommission 

den Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmen für staatli­
che Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs zu Finanzie­
rungsmitteln in der gegenwärtigen Finanz- und Wirt­
schaftskrise angenommen ( 29 ) (im Folgenden „Vorüber­
gehender Gemeinschaftsrahmen“). 

(72) Die Kommission vertritt aufgrund der von den ungari­
schen Behörden vorgelegten Finanzdaten ( 30 ) die Auffas­
sung, dass es keine Anzeichen dafür gegeben habe, dass 
sich das Unternehmen vor Ausbruch der Finanz- und 
Wirtschaftskrise in Schwierigkeiten befunden hätte. Wie 
bereits in Erwägungsgrund 33 dargelegt, lag das Eigen­
kapital des Unternehmens über dem gezeichneten Kapi­
tal, die Voraussetzungen für ein Insolvenzverfahren nach 
ungarischem Recht waren nicht erfüllt und das Betriebs­
ergebnis und das Nettoergebnis im Gesamtjahr 2008 
waren positiv. Die Probleme, die zur Einstellung der Pro­
duktion führten, tauchten erst nach Beginn der Krise auf. 
Die Kommission vertritt deswegen die Auffassung, dass 
Nitrogénművek am 1. Juli 2008 kein Unternehmen in 
Schwierigkeiten im Sinne der Rettungs- und Umstruktu­
rierungsleitlinien war. Deshalb ist es beihilfefähig nach 
dem Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmen. 

(73) Die Maßnahmen erfüllen jedoch nicht die Voraussetzun­
gen nach Abschnitt 4.2 des Vorübergehenden Gemein­
schaftsrahmens („vereinbare begrenzte Beihilfe“), weil 
diese nicht in Form einer Beihilferegelung gewährt wur­
den und die Beihilfe 500 000 EUR zu überschreiten 
scheint. Selbst wenn die Garantien einzeln geprüft wür­
den, erfüllen sie als in Form von Garantien gewährte 
Beihilfe nicht die Voraussetzungen in Abschnitt 4.3 des 
Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmens, weil die ent­
richteten Garantieprämien ( 31 ) niedriger sind als die 
SAFE-Harbour-Prämien ( 32 ). Ungarn hat des Weiteren 
nicht nachgewiesen, dass die Voraussetzung betreffend 
die Lohnkosten erfüllt ist. Zudem ist das Finanzierungs­
paket keine Beihilfe für die Herstellung „grüner Produkte“ 
(Abschnitt 4.5) und auch keine Risikokapitalbeihilfe (Ab­
schnitt 4.6). 

(74) Was die Zinszuschüsse nach Abschnitt 4.4. des Vorüber­
gehenden Gemeinschaftsrahmens betrifft, so gilt dies für 
alle Verträge, die bis zum 31. Dezember 2010 für Kredite 
beliebiger Laufzeit abgeschlossen wurden ( 33 ). Der Vertrag 
für die in Rede stehenden Maßnahmen ist nach dem 
Inkrafttreten des Vorübergehenden Gemeinschaftsrah­
mens und vor dem 31. Dezember 2010 abgeschlossen 
worden, so dass diese Maßnahmen förderungswürdig sein 
könnten.

DE L 118/16 Amtsblatt der Europäischen Union 6.5.2011 

( 29 ) Mitteilung der Kommission — Vorübergehender Gemeinschaftsrah­
men für staatliche Beihilfen zur Erleichterung des Zugangs zu Fi­
nanzierungsmitteln in der gegenwärtigen Finanz- und Wirtschafts­
krise (ABl. C 16 vom 22.1.2009, S. 1), geändert durch die „Mittei­
lung der Kommission Änderung des Vorübergehenden Gemein­
schaftsrahmens für staatliche Beihilfen zur Erleichterung des Zu­
gangs zu Finanzierungsmitteln in der gegenwärtigen Finanz- und 
Wirtschaftskrise“ (ABl. C 303 vom 15.12.2009, S. 6). 

( 30 ) Siehe Tabelle 1. 
( 31 ) Garantieprämie für Kredit A: 0,41 % p. a., Garantieprämie für Kre- 

dit B: 0,46 % p. a. 
( 32 ) Bei Geschäften mit CCC-Rating und hoher Besicherung: 3,8 %. Die 

Kommission stellt fest, dass die Mindestprämie („SAFE-Harbour-Prä­
mie“) auch bei Unternehmen mit einer Bonität von BB + bei 0,8 % 
liegen würde. 

( 33 ) Die ermäßigten Zinssätze dürfen für Zinszahlungen bis zum 
31. Dezember 2012 zugrunde gelegt werden. Danach gilt für Kre­
dite ein Zinssatz, der mindestens dem Satz entspricht, der in der 
Mitteilung über Referenz- und Abzinsungssätze festgelegt ist.



(75) Die Kommission weist jedoch darauf hin, dass die tat­
sächliche Vergütung für die Geschäfte niedriger ist als der 
Mindestzinssatz, der nach dem Vorübergehenden Ge­
meinschaftsrahmens als mit dem Binnenmarkt vereinbar 
gilt. 

(76) Nach der einschlägigen Bestimmung akzeptiert die Kom­
mission, „dass staatliche oder private Kredite zu Zinssät­
zen gewährt werden, die, wie in der Mitteilung der Kom­
mission über die Änderung der Methode zur Festsetzung 
der Referenz- und Abzinsungssätze vorgesehen, mindes­
tens dem Tagesgeldsatz der Zentralbank entsprechen zu­
züglich einer Prämie, die wiederum der Differenz zwi­
schen dem durchschnittlichen Interbankenzinssatz für 
ein Jahr und dem durchschnittlichen Tagesgeldsatz der 
Zentralbank für den Zeitraum vom 1. Januar 2007 bis 
zum 30. Juni 2008 entspricht, zuzüglich der je nach 
Risikoprofil des Begünstigten festgelegten Kreditrisikoprä­
mie.“ 

(77) Was den EUR-Kredit (Kredit A) betrifft, so beträgt die 
Differenz zwischen dem durchschnittlichen Interbanken­
zinssatz für ein Jahr und dem durchschnittlichen Tages­
geldsatz der Zentralbank für den Zeitraum vom 1. Januar 
2007 bis zum 30. Juni 2008 64 Basispunkte. Überdies 
belief sich der Tagesgeldsatz der Europäischen Zentral­
bank (EONIA) am 26. Januar 2009 ( 34 ) auf 1,228 %. In 
Anbetracht des Ratings des Begünstigten und der Besi­
cherung des Geschäfts (siehe Erwägungsgrund 48) müs­
sen diesem Basissatz 400 Basispunkte hinzugefügt wer­
den. Somit würde der nach dem Vorübergehenden Ge­
meinschaftsrahmen zulässige genehmigte Zinszuschuss 
5,868 % betragen. Die tatsächlichen Finanzierungskosten 
des Geschäfts (4,362 %) sind somit niedriger als dieser 
Zinssatz. 

(78) Was den HUF-Kredit (Kredit B) betrifft, so haben die 
ungarischen Behörden in der Sache N 78/09 ( 35 ) bekräf­
tigt, dass die Differenz zwischen dem durchschnittlichen 
Interbankenzinssatz für ein Jahr und dem durchschnitt­
lichen Tagesgeldsatz der Zentralbank für den Zeitraum 
vom 1. Januar 2007 bis zum 30. Juni 2008 26 Basis­
punkte beträgt. Überdies belief sich der Tagesgeldsatz der 
ungarischen Nationalbank am 26. Januar 2009 ( 36 ) auf 
9,14 %. In Anbetracht des Ratings des Begünstigten 
und der Besicherung des Geschäfts müssen diesem Basis­
satz 400 Basispunkte hinzugefügt werden. Somit würde 
der nach dem Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmen 
zulässige Zinszuschuss 13,40 % betragen. Die tatsäch­
lichen Finanzierungskosten des Geschäfts (12,44 %) sind 
somit niedriger als dieser Zinssatz. 

X.5. Schlussfolgerung bezüglich der Vereinbarkeit 

(79) Aufgrund der obigen Ausführungen kommt die Kommis­
sion zu dem Schluss, dass die Kredite A und B als 

Beihilfen in Form von Zinszuschüssen nach dem Vorü­
bergehenden Gemeinschaftsrahmen zum Teil mit dem 
Binnenmarkt vereinbar sind. 

(80) Nach Auffassung der Kommission ist die Differenz zwi­
schen der tatsächlichen Vergütung für die Geschäfte und 
den Zinszuschüssen nicht mit dem Binnenmarkt verein­
bar, während die Differenz zwischen dem Zinszuschuss 
und dem Referenzmarktzins nach dem Vorübergehenden 
Gemeinschaftsrahmen mit dem Binnenmarkt vereinbar 
ist. 

XI. RÜCKFORDERUNG 

(81) Nach AEUV und einschlägiger Rechtsprechung des Ge­
richts kann die Kommission, nachdem sie sich davon 
überzeugt hat, dass eine Beihilfe nicht mit dem Binnen­
markt vereinbar ist, entscheiden, ob der betreffende Staat 
die fragliche Beihilfe einstellen oder ändern muss ( 37 ). Aus 
der einschlägigen Rechtsprechung folgt ferner, dass die 
dem Staat auferlegte Verpflichtung zur Einstellung einer 
von der Kommission als mit dem Binnenmarkt unver­
einbaren Beihilfe der Wiederherstellung der früheren Lage 
dient ( 38 ). Diese Zielsetzung ist nach Auffassung der Ge­
richts erreicht, wenn der Begünstigte die unvereinbare 
Beihilfe zurückgezahlt hat und dadurch den Vorteil ver­
liert, den er gegenüber seinen Mitbewerbern auf dem 
Markt genossen hat und der Zustand vor der Gewährung 
der Beihilfe wiederhergestellt wird ( 39 ). 

(82) Nach der einschlägigen Rechtsprechung legt Artikel 14 
der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates ( 40 ) Folgen­
des fest: „In Negativentscheidungen hinsichtlich rechts­
widriger Beihilfen entscheidet die Kommission, dass der 
betreffende Mitgliedstaat alle notwendigen Maßnahmen 
ergreift, um die Beihilfe vom Empfänger zurückzufor­
dern.“ 

(83) Da es sich bei den geprüften Maßnahmen um rechtswid­
rige und teilweise unvereinbare Beihilfen handelt, muss 
der unvereinbare Teil zurückgezahlt werden, damit der 
vor der Gewährung der Beihilfe bestehende Zustand auf 
dem Markt wiederhergestellt wird. Die Rückforderung 
erfolgt deshalb ab dem Zeitpunkt, ab welchem dem Be­
günstigten der Vorteil erwachsen ist, das heißt, seitdem 
der Begünstigte die Beihilfe erhalten hat. Der zurück­
zuzahlende Beihilfebetrag erhöht sich um die Zinsen, 
die ab dem Tag der Auszahlung an den Empfänger bis 
zur tatsächlichen Rückzahlung berechnet werden. 

(84) Das unvereinbare Beihilfeelement der Maßnahmen muss 
nach Abschnitt X.5. als Differenz zwischen dem verein­
baren Zinszuschuss nach dem Vorübergehenden Gemein­
schaftsrahmen und dem Gesamtbetrag der tatsächlichen 
Kosten für die gewährte Finanzierung (d. h. der Zinssatz 
und die Garantieprämie) berechnet werden. 

(85) Die genaue Höhe des zurückzuzahlenden Betrags ist von 
Ungarn zu berechnen.
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( 34 ) http://www.euribor.org/html/content/eonia_data.html 
http://www.euribor-ebf.eu/assets/modules/rateisblue/processed_files/ 
hist_EONIA_2009.xls. 

( 35 ) Beschluss der Kommission vom 24.2.2009 (ABl. C 73 vom 
27.3.2009, S. 1). 

( 36 ) http://www.mnb.hu/engine.aspx?page = mnbhu_statisztikak 
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/MNB/Monetaris_ 
politika/mnbhu_eszkoztar/mnbhu_egynaposjegybankieszkozok/ 
HUFONIA.xls. 

( 37 ) Rechtssache C-70/72, Deutschland/Kommission (Slg. 1973, S. 813) 
Rdnr. 13. 

( 38 ) EuG, Urteil in den verbundenen Rechtssachen C-278/92, C-279/92 
und C-280/92 Spanien/Kommission (Slg. 1994, S. I-4103) Rdnr. 75. 

( 39 ) EuG, Urteil in der Rechtssache C-75/97 Belgien/Kommission 
(Slg. 1999, S. I-3671) Rdnrn. 64 und 65. 

( 40 ) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1.

http://www.euribor.org/html/content/eonia_data.html
http://www.euribor-ebf.eu/assets/modules/rateisblue/processed_files/hist_EONIA_2009.xls
http://www.euribor-ebf.eu/assets/modules/rateisblue/processed_files/hist_EONIA_2009.xls
http://www.mnb.hu/engine.aspx?page = mnbhu_statisztikak
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/MNB/Monetaris_politika/mnbhu_eszkoztar/mnbhu_egynaposjegybankieszkozok/HUFONIA.xls
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/MNB/Monetaris_politika/mnbhu_eszkoztar/mnbhu_egynaposjegybankieszkozok/HUFONIA.xls
http://www.mnb.hu/Root/Dokumentumtar/MNB/Monetaris_politika/mnbhu_eszkoztar/mnbhu_egynaposjegybankieszkozok/HUFONIA.xls


XII. SCHLUSSFOLGERUNG 

(86) Angesichts der obigen Ausführungen kommt die Kom­
mission zu dem Schluss, dass die Kredite A und B zu­
gunsten von Nitrogénművek staatliche Beihilfen im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 1 AEUV darstellen. 

(87) Ferner stellt die Kommission fest, dass die Kredite A und 
B nach dem Vorübergehenden Gemeinschaftsrahmen als 
Beihilfen in Form von Zinszuschüssen teilweise mit dem 
Binnenmarkt vereinbar sind. Vereinbar ist die Differenz 
zwischen dem Zinszuschuss nach dem Vorübergehenden 
Gemeinschaftsrahmen und dem Referenzmarktzinssatz. 
Demgegenüber ist die Differenz zwischen der tatsäch­
lichen Vergütung für die Geschäfte und dem Zins­
zuschuss mit dem Binnenmarkt unvereinbar. 

(88) Da die Kredite A und B als rechtswidrige und teilweise 
unvereinbare Beihilfe anzusehen sind, muss der unverein­
bare Teil zurückgezahlt werden, damit der vor der Ge­
währung der Beihilfe bestehende Zustand auf dem Markt 
wiederhergestellt wird. 

(89) Die genaue Höhe des zurückzuzahlenden Betrags ist von 
Ungarn zu berechnen. Der Betrag muss als Differenz 
zwischen dem vereinbaren Zinszuschuss nach dem Vo­
rübergehenden Gemeinschaftsrahmen und dem Gesamt­
betrag der tatsächlichen Kosten für die gewährte Finan­
zierung (d. h. der Zinssatz und die Garantieprämie) be­
rechnet werden. 

(90) Ferner stellt die Kommission fest, dass es sich bei der 
100 %igen Garantie für Kredit A nicht um eine staatliche 
Beihilfe im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 AEUV zu­
gunsten der MFB handelt — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Investitionskredit in Höhe von 52 Mio. EUR und der Kredit 
in Höhe von 10 Mrd. HUF zur Finanzierung des betrieblichen 
Umlaufvermögens, die Ungarn zugunsten von Péti Nitrogénmű­
vek Zrt. gewährte, stellen staatliche Beihilfen im Sinne von 
Artikel 107 Absatz 1 AEUV dar. 

Artikel 2 

(1) Die staatliche Beihilfe, die Ungarn unter Verletzung des 
Artikels 108 Absatz 3 AEUV zugunsten der Péti Nitrogénművek 
Zrt. rechtswidrig gewährt hat, ist teilweise mit dem Binnenmarkt 
vereinbar und teilweise mit dem Binnenmarkt unvereinbar. 

(2) Die rechtswidrig gewährte staatliche Beihilfe, bestehend 
aus der Differenz zwischen dem Zinszuschuss nach dem Vorü­
bergehenden Gemeinschaftsrahmen und dem einschlägigen Re­
ferenzzinssatz, ist mit dem Binnenmarkt vereinbar. 

(3) Die rechtswidrig gewährte staatliche Beihilfe, die in der 
Differenz zwischen der tatsächlichen Vergütung der Maßnah­
men und dem Zinszuschuss nach dem Vorübergehenden Ge­
meinschaftsrahmen besteht, ist mit dem Binnenmarkt unverein­
bar. 

(4) Ungarn stellt mit dem Tag des Erlasses dieses Beschlusses 
die Gewährung der in Absatz 3 genannten staatlichen Beihilfe 
ein. 

Artikel 3 

(1) Ungarn fordert die in Artikel 2 Absatz 3 genannte Bei­
hilfe vom Begünstigten zurück. 

(2) Der Rückforderungsbetrag umfasst Zinsen, die ab der 
Auszahlung der Beihilfe bis zu ihrer tatsächlichen Rückzahlung 
berechnet werden. 

(3) Die Zinsen werden gemäß Kapitel V der Verordnung (EG) 
Nr. 794/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 271/2008 zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 nach der Zinses­
zinsformel berechnet. 

Artikel 4 

(1) Die in Artikel 2 Absatz 3 genannte Beihilfe wird sofort 
und tatsächlich zurückgefordert. 

(2) Ungarn stellt sicher, dass dieser Beschluss innerhalb von 
vier Monaten nach seiner Bekanntgabe umgesetzt wird. 

Artikel 5 

(1) Ungarn übermittelt der Kommission binnen zwei Mona­
ten nach Bekanntgabe dieses Beschlusses die folgenden Informa­
tionen: 

a) Gesamtbetrag (Hauptforderung und Zinsen), der vom Be­
günstigten zurückzufordern ist; 

b) eine ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die ergriffen 
wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nach­
zukommen; 

c) Unterlagen, aus denen hervorgeht, dass an den Begünstigten 
eine Rückzahlungsanordnung ergangen ist. 

(2) Ungarn unterrichtet die Kommission über den Fortgang 
seiner Maßnahmen zur Umsetzung dieses Beschlusses, bis die 
Rückzahlung der in Artikel 2 Absatz 3 genannten Beihilfe abge­
schlossen ist. Auf Anfrage der Kommission legt Ungarn unver­
züglich Informationen über die Maßnahmen vor, die ergriffen 
wurden bzw. beabsichtigt sind, um diesem Beschluss nach­
zukommen. Ferner übermittelt Ungarn ausführliche Angaben 
über die Beihilfebeträge und die Zinsen, die vom Begünstigten 
bereits zurückgezahlt worden sind. 

Artikel 6 

Dieser Beschluss ist an Ungarn gerichtet. 

Brüssel, den 27. Oktober 2010 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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